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Änderung des Gesetzes über das Staatspersonal (StPG) 
 

 
Beschlussesentwurf : 
 
Das Wort „Arbeitnehmende“ sollte in sämtlichen Paragraphen durch „Arbeitnehmer und 
Arbeitnehmerinnen“ ersetzt werden. 
 
§ 41 Absatz 2 soll lauten: 
2 Während krankheits- oder unfallbedingten Absenzen besteht kein Anspruch auf die 
Ausrichtung von Zulagen für Bereitschaftsdienste, Nachtdienste, unregelmässige Arbeitszeiten 
oder Sondereinsätze. Der Anspruch auf Lohnfortzahlung kann gekürzt werden, wenn der 
Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin die Krankheit oder den Unfall vorsätzlich oder 
grobfahrlässig herbeigeführt hat. 

 
Im Übrigen Zustimmung zum Beschlussesentwurf des Regierungsrats und zum Änderungsantrag 
der FIKO. 
 
Für die Redaktionskommission 
Präsident:  Aktuarin:  
Christian Werner Patricia Etter-Scheidegger 
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